
In dieser Erwartung des Igläubigen Volkes, auf die Ja auch einleuchtenden Mahnungen Pius’ AT ZUN: Schaffung eines
die Studıie VO  - Bischof Charue eingangs verweıst, steckt geeinten Europa, die ihrer konkreten Übernahme durch
eın theologischer Faktor TsSten anges, ein Faktor der eine europäische Zusammenarbeıit der Bischöte harren.
lebendigen Tradition. Er wird leider noch nıcht theo- 1ıbt doch schon eine lateinamerikanısche Bischots-
logısch durchdacht un seıne Entdeckung leidet auch konterenz, die sıch große geschichtlıche Aufgaben SC-
daran, daß zwıschen der Sprache der Bıschöfe un: den bıldet hat Es o1bt auch das große Beispiel eınes Zusam-

men wirkens VO  e Bischöfen verschiedener Länder aut denMethoden der Publizistik noch nıcht die Übereinstimmung
gefunden worden ISt, die sicherstellt, da{fß das Wort des Liturgischen Kongressen. Hıer handelt sich nıcht 11UT

Bischofs auch „ankommt“. Dieser Faktor der Jebendigen lıturgische Probleme sıch, sondern Aufgaben
Tradıtion, möchten WIr betonen, ASt alles andere eher gyeschichtlicher Entfaltung des depositum Aıdei Ynl der
als ein Element lıturgischer Restauratıon der Alten Kıirche. Front gegenüber dem totalen Staat oder dem säkuları-
Die Erwartungen des katholischen Volkes w1e seiner sierten Heidentum, dem wirksam begegnen die Auto-
Intelligenz werden heute weitgehend VO obersten Lehr- rıtät des Episkopats eine anregende un reformierende
ım  — der Kırche erfüllt, das seine Chancen wahrnimmt ın raft in Gemeinschaft mMi1t dem Heılıgen Stuhl entfaltet.
einem sıch erschöpfenden, der Welt buchstäbliıch auf dem Diese wenıgen Hınweise mOögen 1er genugen, die Aut-

vyabe sehen, die einer Theologie des EpiskopatsFuße tolgenden FEıter ber 1n der Erwartung der ]äu-
bıgen ebt urchaus ein deutliches BewulßSstsein, da{fß die kommt. Sıe brauchte sich durchaus nıcht darın erschÖöp-
allgemeinen und grundsätzlichen Erklärungen des Papstes, fen, die rTrenzen gegenüber dem Prımat oder dem „TÖMI1-
die der anzch Welt gelten, jeweıls einer konkreten Inter- schen Zentralısmus“ bzw iıne Überbewertung des
pretatiıon 1n dem bischöflichen Kaum des nationalen un Priestertums abzustecken. Diıe Aufgabe 1St 1e] größer,
übernationalen Lebens bedürten. Wır denken z die 1e] dynamischer un duldert keinen Aufschub.

Fragen des politischen, sozialen und Wirtschafllichen Lebens

Die Reform des Fürsorgerechts Entwurzelte, für Ite un: Sıeche, Maßnahmen ZUr eha-
bılıtation, Arbeitsfürsorge, Berufsfürsorge un: Jugend-in der Bundesrepublik berufshilfe Er WOSCH. Auch gesundheitsfürsorgerische Hıl-

urch die (jesetze Z Neuregelung des Rechtes der ten sollen 1ın das Bundesfürsorgegesetz eingebaut werden.
Schließlich denkt in  w daran, 1mM Hınblick auf die gestel-Rentenversicherung der Arbeiter un des Rechtes der
gerten Anforderungen 1m fürsorgerischen Dienst Bestim-Rentenversicherung der Angestellten VO 2 1957

JE 45, 85) wurde für den Bereich der Versiche- INUNSCH über die Eıgnung der 1n der Fürsorge tätıgen
Kriäfte schaften.

rung die Neuordnung der soz1alen Leistungen vollzogen.
Auch das Versorgungsrecht un: das echt der Arbeits- Grundfragen der Fürsorgerechtsreformlosenversicherung wurden inzwischen überholt. Dem

deutschen Bundestag bleibt nunmehr noch die Aufgabe, Im Vordergrund steht die gesetzliche Ausgestaltung des
Rechtsanspruches auf Fürsorge. Sıe hat manche 7 weıitels-neben eiıner Änderung des Rechtes der Kranken- un: Un-

fallversicherung das echt der öffentlıchen Fürsorge NEeUuUu fragen aufgewortfen. Es scheint sıch die Erkenntnis durch-
gestalten, nachdem einıge vordringliche Fragen durch zusetzen,. dafß ein Rechtsanspruch auf Fürsorge LUr mıiıt

Einschränkungen posıtivierbar 1St Dıie ZUur eıt geltendedas (‚esetz über die AÄnderung un Erganzung fürsorger1-
scher Bestiımmungen VO 1953 ] 967/) Reichsfürsorgepflichtverordnung stellt die Rechts-
und das Körperbehindertengesetz VO D 1957 verpflichtung der Träger der Fürsorge heraus, eiınem Hılts-

I, 147) erledigt worden sind. bedürftigen die notwendige Hılfe Je nach Lage des Einzel-
Dıe zuständıgen Mınıiısterijen des Bundes un der Länder talles gewähren. Sıe legt eın einklagbares subjektives
SOWI1e der Städtetag un der Landkreistag haben sıch 1n echt auf öfftentliche Fürsorge nıcht test. Nachdem das
den VELIrSHANSCHECN onaten INtens1v mMIıt der Fuüursorge- Bundesverwaltungsgericht 1n seinem Urteil VO 24
rechtsretorm befaft. Der Deutsche Vereın für Ööffentliche 1954 BVerwG 78/54) ın Ausdeutung der (GSesamt-
un priıvate Fürsorge hat in eigens hıerzu gebildeten Stu- konzeption des Grundgesetzes festgestellt hat, da{ß dem
dienkreisen Einzelfragen untersucht un: ein umfang- Träger der Fürsorge nach dem geltenden echt iıne
reiches Studienmater1al mIiIt konkreten Reformvorschlägen Rechtspflicht T Fürsorge gegenüber dem Hiılfsbedürfti-
erarbeıtet. Der Deutsche Fürsorgetag 195%; der im ING®=- SCI oblıege un dafß dieser Verpflichtung eın entsprechen-
vember 1n Essen stattfand, hat sıch ausschliefßlich MIt der der Rechtsanspruch des Hılfsbedürftigen gegenüberstehe,
Neuordnung des Fürsorgerechts als 'Teıl einer Soz1ial- wıird die Notwendigkeit ZUr gesetzlıchen Verankerung
reform befaft. eınes Rechtsanspruches aum mehr in Z weıtel gestellt.
Zıel der Retorm 1St ein Bundesfürsorgegesetz, dessen Lediglich über die renzen der Posıtivierung gehen die
Erlafß der Bundesgesetzgeber nach Art 74 Zif le- Auffassungen auseinander.
gitimlert ISt. Der für das Gesetz gyedachte Rahmen 1St weıt Prinzipiell ISt hierbel bedenken, daß eın Rechtsan-
gesteckt. So werden neben der Umgestaltung einzelner spruch des Hılfsbedürftigen AUS einem ursprünglıchen
fürsorgerechtlicher Bestimmungen un der Kodifikation Rechtsverhältnis, wWw1e eLtwa2 zwıschen dem hilfsbedürf-

tigen ınd un: seinen Eltern esteht un: AaUuUS dem dasdes veltenden Fürsorgerechts erweıterte für-
sorgerische Hılten für Jugendliche, für Nıchtseßhafte un ınd eınen unmiıttelbaren Rechtsanspruch auf Unterhalt
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gegenüber den Eltern ableıitet, für das Verhältnis W1- das gesamteE Wachsen der Vélksgemeinschaf’c verwirkliıcht
schen dem Hilfsbedürftigen un dem Staat ıcht bejaht werden ollen, auch seın mOögen, s1e werden immer schon
werden A „Der Staat sieht den einzelnen und seine deshalb VO Gesetzgeber MI1t Bedacht un miıt einer wel-
Notlage 1Ur 1m Rahmen der Verpilichtung, für das (je- SCIL Beschränkung aut das notwendige Ma{ gesehen WeI-

meinwohl aller einzelnen ın gleicher Weiıse SOrSCNI. So den mussen, nıcht einen Versorgungsstaat entstehen
esteht ıne Verpflichtung der Gemeinwohlgerechtigkeıit, assen, be1 dem der Staat jede Garantıe un: orge

das Wohl des Staatsbürgers aut sich nımmt un: dabei ındem Hılfsbedürftigen helfen, wenn seine Not, 7z. B
durch iıne große Gruppe VO  n Hılfsbedürftigen, eıiner seıiner Sozialfunktion überfordert wird. Letztlich steht
Gefährdung des Gemeinwohls tführen D ber auch hierbei das 1m Bereich der Fürsorge un: Wohlfahrts-

pflege emınente Prinzıp der Subsidiarität als Ordnungs-die Notlage des einzelnen, tür siıch allein gesehen, muß
VO  e den Verwaltern der Gerechtigkeit behoben werden, prinzıp eıiner demokratıischen Wohlfahrtspflege ın rage
WCNN die raft des einzelnen ZUr Behebung der Notlage (vgl Herder-Korrespondenz JE Jhg., OS und Sozial-
nıcht ausreicht, da das Gemeinwohl lange nıcht sicher- hirtenbrief der Öösterreichischen Bischöte VO 1956

Kap 95  1€ Welt des Staates”, vgl Herder-Korrespon-gestellt 1St, als ıcht jeder einzelne iıhm teilhat. Aus
dieser Verpflichtung des Staates, 1m Rahmen dieser (@e= denz JE Jhg., 183), be1 dem den Wıillen des Burgers
meinwohlgerechtigkeıit die Not des einzelnen un: einzel- Z Selbsterhaltung un: -behauptung zunächst einmal

erhalten gilt un!: Staats- und Gesellschaftshilfen VOL allemnNner Gruppen beheben, kann aber nıcht prinzipiell ein
Hıltfen ZUr Selbsthilfe se1ın sollten.Rechtsanspruch des Hılfsbedürftigen abgeleıtet werden“

(Rothe, „Die Rechtsstellung des Hiılfsbedürftigen aut In der Praxıs erfährt die Verwirklichung der Subsidıiar1-
Grund der Verfassung“ in „Grundfragen der Fürsorge“, tAt gerade durch dıe Ausdehnung der Fürsorge ıhre Kom-
hrsg. VO: Deutschen Caritasverband, Freiburg BD plizıierung. Aus einem sıch ausweitenden Begrift der Hılts-

6 Sıcher oblıegt dem Staat: ın eiınem Bundesfür- bedürftigkeıit, den na  S AUS einem 2um abgrenzbaren
SOrgegESELZ die Verpflichtung der Staatsorgane, dem Begrift „Wohlfahrtsstaat“ ableıiten können glaubt,
Hilfsbedürftigen Zzu helfen, festzulegen. Darüber hiınaus werden soz1ıale Hilten Gegenstand öffentlich-rechtlicher
hann der Staat eınen Rechtsanspruch den Verwal- Fürsorgeausgaben, die WwEITt über das hinausgehen, W asS

ter des Sozialprodukts gewähren. JDIEIG 1St aber etztlich früher als notwendiıge Sıcherung Unfall, Invalıdi-
ıne reine Tatsachenirage, ine rage der Zweckmä ßig- Cat; Krankheit un Alter angesehen wurde. Bedenklich 1St

hierbei VOL allem die Ausweılıtung behördlicher Funktio-keit, aber aut keinen Fall eine Prinzipi:enfrage VO  ‚ den
Grundrechten her“ (Rothe, 20 e5(©) Z HEn über die eigentlichen materiellen Hılten hinaus 1n die
Dıie Einwände ıne weıte Ausdehnung des Rechts- SOgeENANNTIECN Dienstleistungen, denen sıch Staat und

kommunale Gebietskörperschaften auf Grund des Ge-anspruchs auf Fürsorge gründen sıch erztlich auf das
Bedenken, ob erantwortiet werden kann, das Sozıial- setzesbegriffes der „persönlichen Hılfe“ ($ 11 der Reichs-
produkt durch die Verwaltungsgerichte verteilen un: eın grundsätze über Voraussetzung, AÄArt un: Ma{ der öftent-
Gericht Art und oöhe öffentlicher Fürsorge 1m konkreten lıchen Fürsorge) für Jegıtıimıert halten un durch die der

Hiılfsbedürftige iın steigendem Ma{fle auf die behördliıcheFall festlegen un damıt Funktionen ausüben lassen,
die 1mM pflichtgemäfßßen Ermessen der behördlichen Ver- Fürsorge hingeordnet wird. Dıeser Prozefß wird aAaugCHN-
waltung stehen mussen. <cheinlich 1n der TSL 1n den etzten Jahren gerade VO  >

Darüber hinaus erscheinen bestimmte fürsorgerische Hıl- kommunalen Gebietskörperschaften ausgebauten amı-
fen überhaupt icht durch eınen Rechtsanspruch des Hılts- lienfürsorge, die früher 1ne Domäne der Freıen Wohl-
bedürftigen positivierbar, w1e eLtwa2 in der Erziehung oder fahrtspflege War

Ausbildung. Solche Rechte, eLw2 als „NCUC Menschen- Dıiıe Iräger der F ürsoigerechte“, bergen 1mM Gegenteıl dıe Gefahr ın sich, „dafß der
Staat Übergehung des Rechtes des einzelnen auf Materiale und personale Fürsorge 1n eıiner sinnvollen
Selbsthilfe un: des Rechtes der gesellschaftlıchen Gruppen Verbindung als Ganzheitshilfe stellen dıie entscheidende
auf Hılfe gegenüber dem einzelnen autorıtär Umfang rage nach dem Träger der Fürsorge. Ihre Lösung be-
un: Inhalt dieses Rechtsanspruches auf Fursorge, Er- reıtet begreiflicherweise Schwierigkeiten, schon deshalb,
ziehung oder Ausbildung VO  - sich AUS testsetzt un den weıl S1e vVvoNn weltanschaulichen un: parteipolıitischen Aut-
einzelnen ın völliıge Abhängigkeit VO  3 eınem autorıtiren fassungen her bestimmt wird. So steht die Änderung der
Staate bringt“ (Rothe, aa / SS D der Fürsorgepflichtverordnung VO  w 1924,

denen die Träger der Fürsorge behandelt werden, 1m
Der Wandel fürsorgerischer Denkbilder Blickpunkt des allgemeınen Interesses. Es z1ibt Auftassun-

SCIl, die AUS dem Rechtsanspruch des HilfsbedürftigenDıie Gesetzesreform 1St auch durch den Wandel {ürsorge-
rischer Denkbilder ausgelöst, wI1ie VOI allem be1 den den behördlichen Fürsorgetrager eın behördliches
Begriften Fürsorge und Hilfsbedürftigkeit vorliegt, die Fürsorgemonopol ableiten. Fuür den Bereıch der Jugend-

hılfe hat D der Deutsche Städtetag iın der Entschließungheute 1n einem umfangreicheren aße anerkannt Wer-
des Arbeitskreises 11 seiner ssener Tagung VO Junıden, als dies iın den Jahren nach dem Ersten Weltkrieg,

in denen das heute geltende Fürsorgerecht geschaffen 1956 eınen kommunalen Totalitätsanspruch auf die gC-

wurde, der Fall W  H Dıe Ausweıtung 1St durch die Fnt- sa neuzeitliche Jugendhilfe erhoben.
In der Denkschrift der Arbeiterwohlfahrt „Reform derwicklung UNSCTET Sozialordnung bedingt. ber auch 1er

wird der Gesetzgeber einer uferlosen Ausweıtung Gren- öffentlichen Erziehungshilfe“ (1957) wird die abge-
Z seizen mussen. SO echt sıch das aufgezeıigte Bedürt- schwächte Auffassung vertreiten, daß die Frage, wer für
nNn1ıs nach soz1ıaler Sicherheit un der Teıl jenes allgemeınen die Durchführung bestimmter Fürsorgeaufgaben zustan-

Strebens nach öffentlicher Wohlfahrt, wodurch die gesell- dıg sel, 1m Einzelfall jeweils T: dem Gesichtspunkt
schaftliche Entfaltung des einzelnen un der Gruppen w1ıe der besseren Eıgnung ZUr. Durchführung der einzelnen
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Aufgaben entschieden werden könne;, IIN Auffassung, diıe Fürsorge Vielzahl VO  - Fiällen sich über dieses
dieser allgemeinen Formulierung auch abzulehnen 1SE. Grundrecht des Hılfsbedürftigen hinweggesetzt hat Vor

Die rage der Funktionszuständigkeit mMU: sıch vielmehr allem bei Dienstleistungen der offenen un: 11 der g-ach der Rangfolge der Zuständigkeit der Person, der schlossenen Fürsorge überhaupt steht Gefahr So
Famılie treier Hılte un: behördlicher Hılte bestimmen mu{fi der Hılfsbedürftige das echt der freıen Arztwahl
Es darf nıcht übersehen werden, dafß Fürsorge un: Wohl- haben mu{fß das echt haben, be] häuslicher Kranken-
tahrtspflege un damıt das Urganısationsprinz1ıp jeder pflege die krankenpflegerische raft auswählen kön-
Fürsorge bestimmten Grundsätzen stehen die sıch NCN Fiällen der Hauspflege mu{fß dem Hiılfsbedürfti-
AUS der natürlichen Ordnung (Schöpfungsordnung) a b- SCIHL zustehen, die ıhm genehme Hauspflegerin aUuUSZUSU-
leiten Nach iıhnen IST der Mensch Gottebenbild- chen, wobel dem öftentlich rechtlichen Fürsorgeträger die
ıchkeit Grund und Ziel jeglıcher Gemeinschaft Die Pflicht oblieet die Geldmiuittel für die Bereitstellung der
menschliche Gesellschaft 1SEt für den Menschen da und nıcht Hauspüdegerin siıchern In der Anstaltsfürsorge sınd
umgekehrt Denn HN: die menschliche Persönlichkeit derartige Wahlrechte VOr allem akut Es ann nıcht
ıcht ırgendeıine menschliche Gemeinschaft 1ST Träger VOIN Betracht kommen, dafß der öftentlich rechtliche Fürsorge-
Verstand un: reiem sıttlıchem Willen 1uUS Al Dıvinı Lrager, NUur weıl die Mıttel bereitstellt auch die Anstalt
Redemptoris Jede menschliche Vergesellschaf- bestimmt. Vordringlich 1ST die Gewährung des Wahl-
Cung, WEenNn WIL: den etzten Nützlichkeitszweck betrach- rechtes ı der Jugendhilte, INIL dem der Sorgeberechtigte
ven; 1STt auf das Wohl aller un: jedes einzelnen Gliedes, Hılfsbedürftigkeit die Freiheit haben mußß, eNt-
insotern diese Personen sınd, letztlich hingeordnet“ scheiden, VO  S welchem Träger der Fürsorge den Mın-
(Pıus AXITL., Mystıcı Corporıs Christi, Jede Fur- derjährigen betreut W15s5ecnN 111 uch der Altershilfe
o hat damıt personengerechte Fürsorge SCHMN, mufß dem Alten und Sıechen das echt zugestanden wer-
deren Verwirklichung Staat un kommunale Gebiets- den, CIM Heım gehen, das ihm genehm 1ST In der
körperschaften allein nıcht zuständıg SC1IMH können CT}  en Krankenpflege darf nıcht mehr vorkom-
Das heute Öösende Problem der Träger der Fürsorge iINncecn dafß kommunale Krankenhausträger Fürsorge-
besteht darın, daß Bundesfürsorgegesetz bedürftige AaUuUSs Afiskalischen Gründen ZWINZCNH, sıch iıhren
entsprechend dem durch das Bonner Grundgesetz srund- Anstalten unterbringen lassen DiIe derzeıt bestehenden
gelegten Organısationsprinz1ıp demökratischen Schwierigkeiten würden wesentliche Vereinfachung
Wohlfahrtspflege neben den behördlichen Fürsorgeträgern erfahren wenn 111 Recht Prinzıp gesetzlıche
auch die der Freien Wohlftahrtspflege den iıhnen zukom- Fürsorgeleistungen durch Bereıitstellung VO Geldmitteln
menden Wıirk- und Funktionsraum gesichert erhalten. erfüllt werden Damıt würde ZAT Ausdruck gebracht
Außer Zweıtel steht, daß das staatliche Gesetz diesen 125 da{ß$ auch der Fürsorgeempfänger MI derselben Freiheit
bensraum nıcht begründet Vielmehr erg1bt sıch Aus WI1e C1inNn Normalwirtschaftender Bedürfnisse befrie-
vorstaatlichem echt un annn höchstens Bun- digen kann.
desfürsorgegesetz bestätigt werden Di1e gesetzliche Rege- ber den Bereich des Fürsorgerechts hınaus collte der
lung wiırd davon ausgehen INUSSCIL, daß der Mensch MMIL Bundesgesetzgeber auch das Recht der Versorgung und
sSCINeEN Grundrechten Ausgangspunkt Zıel un Subjekt Versicherung dahin überprüfen, 1inW1IEWENL Wahlrechte
aller Fürsorge IST Eın echtes Anlıegen IST hierbei, die VOI- des Rentenberechtigten für bestimmte Leistungen ZESCLIZ-
schıedenen Funktionsträger fürsorgerischer Aufgaben ıch verankern sind Dı1e Notwendigkeit hierzu ergibt
Dienste Hılfsbedürftigen A sinnvolle und harmo- siıch Aaus Verhaltensweisen VÖO:  w} Versicherungsträgern, die
nısche Zusammenarbeit zusammenzuführen In persönlıche Unterbringungswünsche nichtbehördliche
eıt der die soz1ale Sıcherung stark 1111 Vorder- Erholungs- Kur- un Genesungsheime dadurch illuso-
grun steht werden dem Staat un den kommunalen risch machen, dafß S1IC be] der Ablehnung des CISCNCH Un-
Gebietskörperschaften vorwıegend materielle Hılfen autf- terbringungsvorschlags MI der Nıchtgewährung der
gegeben SCIMN, die aber den umtassenderen PCI- finanziellen Miıtte]l drohen
sonengerechten Dienstleistungen eingebaut SsSCIN 1L1USSCI
Aus dieser Sıcht heraus 1ST die Forderung, dafß Staat und Die Organıisation der behördlichen Fürsorge
kommunale Gebietskörperschaften be] der Errichtung für- Hıer geht hauptsächlich verwaltungsmäßige 7u-
sorgerıischer Einrichtungen das Prinzıp der Subsidiarität ständigkeiten 7zwıschen Bund Ländern un: zommunalenbeachten haben unterstreichen Die Verwirklichung Gebietskörperschaften un die Aufbringung der DESETZ-fürsorgerischer Hıiılfe das entspricht dem Ordnungsbild lıchen Fürsorgemittel Bislang WTr die Fürsorge
uUuNseITer Verfassung sollte Schwerpunkt außer- Schwerpunkt Aufgabe der kommunalen Gebietskörper-behördlichen Raum liegen Dabe1 darf auch ME irgend-
wWw1e Kommandogewalt der Behörde gegenüber

schaften zumındest S1INS davon der Gesetzgeber den
WaAaNzZIgCr Jahren AUS Nach dem totalen Zusammenbruch

der Freıen Wohltfahrtspflege nıcht Platz greifen un WAar und den allgemeinen Notständen den Jahren nach
auch dann nıcht Staat und Kommune finanzielle 1945 mu{ßte der Bund den Kriegsfolgehilfen WEIL-
Beihilfen für die Errichtung oder Unterhaltung fürsorve- gehend die Sıcherung der fürsorgerischen Miıttel be-
rischer Einrichtungen der Freıen Wohlfahrtspflege eisten SO haben sıch die Kommunen Jahre hindurch

daran gewöÖhnt Fürsorgemittel VO  3 oben erhaltenWahlrechte des Hilfsbedürftigen Nıcht unNnsern würde iInNnan dieses Prinzıp auch der Zau=
Di1Ie Trägerirage steht wesenhaft Zusammenhang INiIT kunft gesichert sehen wobel die Kommunen allerdings
der Rechtsstellung des Hılfsbedürftigen Der allgemeın nıcht ohne weılter dazu bereit sınd ihre bisherige
gyültıge Satz: daß Hiılfsbedürftigkeit die Freiheit des PTMINALC Zuständigkeit ihre Eigenverantwortlichkeit und
Hiılfsbedürftigen nıcht einschränke, sollte (Gesetz be- Selbstverwaltung aufzugeben Abgesehen VO  . CIN1ISCH
STAatıgl werden, weıl der Vergangenheit die behördliche Spezialaufgaben, die sich besser aut überörtlicher Ebene
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durchführen assen‚l wird dabei bleiben müussen, daß Zur Erörterung stehen die lFragen, ob ın Zukunf ıne Be-
Fürsorge 1m Bereiche der kommunalen Gebietskörper- dürftigkeitsprüfung erfolgen un: die Verpflichtung Z
schaften erfüllen ISt;, 1n dem auch die notwendige CENSC Rückerstattung VO  } Fürsorgeleistungen bestehen bleiben
Zusammenarbeit zwischen behördlicher un treier Für- oll Im geltenden Rechrt 1St letztere ın zahlreichen Fillen

besten sich verwirklichen 5äßßt beseitigt, VOL allem für die Gruppen der durch Krieg,
Kriegsfolgen und Vertreibung Geschädigten. 1ermit 1mReformpunkte des materiellen Fürsorgerechts Zusammenhang steht die Frage, inwıiewelt iıne Erstat-Aus der Vielzahl der Aufgaben des matenellen Fürsorge- tungspflicht der Verwandten bzw der dem Hilfsbedürf-rechts, die einer Reform bedürfen, sollen NUr einıge als tigen gegenüber gesetzlich ZU Unterhalt VerpflichtetenStichworte SCHNANNET se1n: Es wırd Cr WOSCH, entsprechend leiben soll oder nıcht. Es geht hierbel den Begriff derder derzeıitigen Praxıs auch 1mM (jeset7z 7zwıschen dauernder Familiennotgemeinschaft, der 1n der Rechtsprechung seitund vorübergehender Hilfsbedürftigkeit unterscheiden. Jangem angewandt wıird und der VO  - den FürsorgeamternZur Erörterung steht eine Überprüfung des derzeit gelten-

ten Richtsatzsystems, das sıch 1n besonderen Notfällen, W1e unterschiedlich gehandhabt wird., Von der Praxıs her
drängt sıch 1nNe gesetzlıche Regelung für dıe Behandlungbei der Krankenhilfe, der Hıiılfe ZUT: Erziehung, der Wıe-
der Haushaltsgemeinschaften verschieden gyeschlechtlicherderherstellung der Arbeitsfähigkeit, NUur bedingt ewährt

hat Getordert wird für diese Sondertatbestände eın be- Personen auf, die heute ın einer bedenklich großen Zahl
sonderer Begriff der Hilfsbedürftigkeit mi1t eiınem eigenen die Fürsorge beschäftigen. Schließlich stehen Fragen ZUF

Erörterung über die fürsorgerische Behandlung von UnRıchtsatzsystem. Ansatzpunkte tür ıne Lösung bietet das
System des Körperbehindertengesetzes VO 1957 terhaltsvergleichen in Ehescheidungsverfahren, die oft da-

L, 147), das grundsätzlıch für die dort geregel- führen, daß eın geschiedener Ehegatte auf Unterhalts-
ten Sachverhalte SÖöffentliche Hılte gewährleistet und Be1i- ansprüche verzıchtet und spater öftentliche Fürsorge für
tragspflichten des Hi1fsbedür?cigen testlegt. sich beansprucht.

Aktuelle Zeitschriftenschau
Theologie die Iékklesiologie. Dem Autsatz gehen VOTAaUS Anregungen VO: Alfons

Fischer ZUr praktischen. Schriftlesung und Schriftauslegung, und CS tolgen
ıhnen VWegweisungen VO:' Altred Weıtmann ZU Verständnis des AltenGEFFRE, Ci-15 La possibilite du peche In Revue Tho- Testaments, azu weiıtere wertvolle Beıiträge VO Julius Angerhausenmiste Jhg Nr (April/Juni 213—245 Zur Schriftlesung 1n der christliıchen Arbeiterjugend und Vo  -} ermann
Jager er „Hilfen tür die neutestamentliche Schriftlesung“.Ausgehend VO:!  - der Umwandlung der Analyse der Sünde, die der Thomas

dem Einfluß der Ildee der Schöpfun durch Arıstoteles rge:  IM}
hat Sünde die eigene Natur beeldıgt Gott, Sünde 1St ıcht NUuUr Heinrich. Glaubenserziehung auf öheren S cbélen.
Laster, ondern personaler Akt konfrontiert der Verfasser damıt 45 In Kölner Pastoralblatt Jhg Heft Oktober 293
bıblische Myster1um In1quitatıs, zeigt dıe Grenzen eıner reın biblischen bis 297
Theologie der Sünde und die Notwendigkeıt, aut eine Metaphysık des Men-
schen zurückzugreı C} auf die VO' Gott Menschen verlıehene In diesem abschließenden Beitrag zeigt der Verfasser, W 1 profane W ıssens-
Freiheit ZUr Sünde, die selber eın ster1um 1St., Der Schritt VO der MOög- gebiete (Naturphilosophie, Kunstgeschichte, vergleichende Religionsge-
ıchkeit Zu Sündiıgen Zur Sünde ce] SEL durchmifßt den weıiten Bereich einer schichte grundsätzlıch jedes Wissensgebiet) methodisch 1n die Glaubens-
mangelnden Beachtung des Gesetzes, also die Unterlassungen. Dieser Bereı unterweisung einbezogen werden können, sotern S1C klärende Eınsichten und
1St größer als die Freiheit Zur Tat rSt das Handeln macht die freiwillig damıt ein besseres Verständnis für die Gottes- und Christuslehre ermög-
unterlassene Aufmerksamkeıiıt schuldhaft lichen (Der Vertasser zeigt das Beispiel Buddhas und Koran.) Dıe

Aufgabe 1St tür den Religionslehrer nıcht leicht, 7zumal S1ie 1n unseren Lehr-
büchern und auch von der theologischen W issenschaft bisher weitgehend9Josef Andreas. Liturgıe als Schule des Tau- vernachlässigt worden 1S5T.

CNS In Katechetische Blätter Jhg Heft (Dezember SCHARBERT, Josef. Das Traditionsproblem ımM Alten Testa-551 —— 559
ment. In rierer Theologische Zei;schrifl Jhg Heft (1957)Jungmann geht 1n diesem Vortrag (gehalten auf der Jahreskonferenz für 221—335Jugendseelsorge in VWıen, Aprıl/Mai davon auS, da die Liturglie

„C1InM gewaltiges Potential der Menschenführung“ darstellt, „das bis 1n unseCcr®e Der Verfasser würdigt zunächst die bahnbrechende Arbeit der SOg Uppsala-
eıit hıneıin 11UT csehr unvollkommen ausgewertet worden 1St Nach Jung- Schule AT Erklärung des Alten Testaments eorl1e VO: der mündlichen
INann hılfi die Liıturgie, die Gesamtorıjentierung auf Gott wiederzufinden (1) Tradition), tührt dann die kritischen Einwände dagegen VOT, besonders dıe

In der zuweılen verwiırrenden Fülle religıöser Formen be arf CS eiıner Unterschätzung der schriftlichen Tradition, und faßt die bleibenden, auch
tührenden Melodie, des Gottesdienstes der ırche, der anders als die 8008 VvVon der katholischen Forschung geteilten Ergebnisse
ratıonale Belehrung das Gotteserlebnis für den Jugendlichen bedeutet.

Diıe Liturgie formt fterner das Christusbewußtsein. Sıe erleichtert der Ju- SEMMELROTH, ÖOtto Der Glaube den Tod In Geıist un:gend den Glauben manches dunkle Glaubensgeheimnıs VO: Christus her Leben Jhg Heft (1957) 22)5— 337
Dieser tiefe Aufsatz bereichert die theologische Arbeit der etzten eItLEYS, Rı 5 J Controversen DEr de dood In Streven Jhg 11

Nr November 126— 133 diesem ema die auch herangezogen wird un übertührt S1E 1n die
Sprache der Betrachtung. S0 wird manche SOgCENANNLTLE chrıistliche Vorstel-

UÜbersicht ber verschiedene Rundfragen un: Kontroversen er das Ort- ung VO Tode und VO' Leben nach dem Tode, dıe bei u15 umläuft, pC-
leben nach dem Tode, darunter auch dıie 1n der englischen „Sunday Times“ reiniıgt und geklärt.
und die norwegische Debatte, ber die Herder-Korrespondenz (l Jhg.,

330—337) berichtete (über die Beiträge der Sunday T1imes“ IM1t ONNESMANN, Clemens M., OC  O Vom (rJeıst der heilıgenanderen Akzenten, mehr VO Menschlich-Bekenntnishaften bestimmt, wobe1l
der Jude Sır Henri1iques Stelle rückt) Dazu Resultate einer Rund- Therese VDO  x Lisıeux. In Geist und Leben Jhg Heft (1957)
frage ın der Bundesrepublık nach „Orijentierung“, Nr. A 195/, un Diskus- 2347—356
s1onen arl Barth ZUS dem Sommer 1957 1m Schweizerischen Rundfunk:
ZU!:! eın Beweıs tür die Beunruhigung, dıe VO dieser Frage auch ın Im Anschlufß die Arbeıt VO:  3 Combes xibt der Würzburger Karmelıit
uUuNserer Zeıt ausgeht. eine sachgemäßere Deutung der Asrzese der Heıligen. Er et den Schlüssel

dazu ıcht 1n dem NUur selten VO! ihr verwendeten Evangelium VO: der
Kindlichkeit, ondern 1n dem Wort des FPropheten Isa1ı1as VO:! leidendenMICHAEL, Dıiıe altt?séamentlicbe Bıbel ın heilsgeschicht- Gottesknecht. Hier liege auch die Erklärung ihrer Solidarität MI1t den

licher Schau In Lebendige Seelsorge Jhg Heft Erlösungsbedüftigen und üundern
16— 24 F1958) VANN, Gerald. ell an Heaven. In The ıfe of the SpiritMıt katechetischen Leitsätzen, die wohl für eınen Konvertitenkatechismus Nr. 137 196:—7204bestimmt wären, z der Vertasser einen berrasehenden Durchblick durch

die 1M Katechismus vernachlässigte Heilsgeschichte des Alten Testaments, Der bekannte Theologıe erortert hier insbesondere den Begriff „Feuer” und
die tür das Kontroversgespräch 1el gzrö CITCM Ertrag bringen könnte, ZWAar 1 Zusammenhang miıt den biblischen Bıldern, die das Feuer als
als bisher ANSCHNOMMCN, besonders tür die theologische Anthropologie und Symb ol Gottes enthalten.
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